Wien Donnerstag den 9. December 1875. 


VIII. Jahrgang. Nr. 49. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift an Verwaltung. 


Herausgeber und verantwortlicher Redackeur: Dr. jur. & phil. Carl Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Comptoir der k. Wiener Zeitung, Grünangergaſſe Nr. 1. 
Commiſſionsverlag für den Buchhandel: Moritz Perles in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe Nr. 17. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 


Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl. 
vierteljährig IN. Für das Ausland jährlich 3 Thaler. 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Reclamationen, wenn unverſiegelt find voriefrer. 


Inhalt. 


Zur Frage der Codification insbeſondere des öffentlichen Rechts. 
J. Von Dr. Rudolf Korb. 

Mittheilungen ans der Praxis: 

Nullität eines politiſchen Straferkenntniſſes zur Ahndung unbefugten Waffentragens 
wegen vorliegenden, diefelbe Uebertretung betreffenden, freiſprechenden gericht- 
lichen Erkenntniſſes 

Zum Schutze der Bahnſtrecken und der auf und neben denſelben verkehrenden 
Perſonen dienende Einplanfungen oder Einzäunungen gehören zu jenen in 
Vern endung ſtehenden Eiſenbahnanlagen und Vorrichtungen, welche im 
Sinne der §§ 85 lit. e und 175 lit. b St. G. B. unter den beſonderen 
Schutz des Geſeß es geftellt Fnd. Die Ausdehnung der an einer ſolchen Anlage 
verübten Eigenthumsverletzung ift für die Qualification der That gleichgiltig. 

Sten errück ſtände: Im Geſuche um Einverleibung des executiven Pfandrechtes für 
dieſelb en iſt der Nachweis der Zustellung des Zahlungsauftrages an die zahlungs⸗ 
pflichtige Partei (M. V. vom 17. December 1852, Nr. 256 R. G. Bl.) nicht 
zu liefe rn. Die meritoriſche Unzuläſſigkeit der Belaſtung haben die Gerichte nicht 
zu prüfen. (33 /e Grdb. Gef.) 

Die Ausäbung des Rechtes einer Realität auf Bezug von Holz und Streu aus einem 
fremden Walde kann nicht verwe gert werden, wenn auch die Gebäulichkeiten 
der Realität abgebrannt ſind. 


Perſonalien. 
Erledigungen. 


Zur Frage der Codiſtcation insbeſondere des öffent- 
lichen Rechts. 


Von Dr. Rudolf Korb in Prag. 
je 


Eine durch ihren Gegenftand, weniger durch die Art und Weiſe 
der Behandlung desſelben hoͤchſt bedeutſame Erſcheinung des wiſſen 
ſchaftlichen Büchermarktes iſt die ſoeben unter dem Titel „die Codi— 
fication des öffentlichen Rechtes und die Reform des Regiſtratur- und 
Archivweſens in Oeſterreich“ erſchienene und von Theodor Exel, Mi— 
niſterialofficial im k. k. Miniſterium des Innern verfaßte Broſchüre *). 

Der Schwerpunkt dieſes Schriftchens liegt in dem vorange— 
ſetzten Gegenſtande der Codification des öffentlichen Rechtes. 

Die Geſchichte der Rechtscodificationen iſt uralt. 

Wir verweiſen auf die Bucher Mofts, die Geſetzgebung Solons und 
Lykurgs, vor allem aber auf jene glänzenden Erſcheinungen auf dem 
Gebiete des roͤmiſchen und canoniſchen Rechtes. Die Geſchichte weist 
alle Formen der Codification auf, dieſelbe war immer ein Bedürf⸗ 
niß; ſie war es weniger bei einfachen Rechtszuſtänden, das Bedürf— 
niß ſtieg progreſſiv mit der Durchbildung des Rechtes. Die zwei 
durchgebildetſten Rechte, das römiſche und canoniſche, haben daher 
auch die beſte Codification. Auch das deutſche Recht entrieth derſelben 
nicht. Aber der fortſchreitende Zerfall des deutſchen Reiches ſetzte an die 
Stelle des gemeinſamen deutſchen Rechtes mehr und mehr die abge- 
ſchloſfene Einheit des Rechtes der Particularſtaaten des deutſchen Reiches. 


) Wien. 1875, L. Rosner, 67. VII. 


Bereits unter der großen Kaiſerin Maria Thereſia war das 
Bewußtſein der Einheit des öſterreichiſchen Staates im Gegenſatze 
zum deutſchen Reiche und damit der Beſonderheit und Einheit des 
öſterreichiſchen Rechtes ein ſo ſtarkes geworden, daß ſofort das Be— 
dürfniß der Codification ſich mächtig Bahn brach, ſowie die Einheit 
des römiſchen und des canoniſchen Rechtes deren Codificationen ge— 
ſchaffen hat. Dieſe Beſtrebungen hatten die Codification des Straf— 
rechtes und des Civilrechtes zu Folge. Ein kaum weniger dringendes 
Bedürfnis war die Codification des übrigen Rechtes. Aber die Be- 
ſtrebungen ſcheiterten an der Schwierigkeit. Dieſes Bedürfniß hat 
nicht abgenommen, es hat vielmehr in einer Art und Weiſe zu- 
genommen, daß wir in fachkundigen Kreiſen keinen Widerſpruch zu 
erfahren hoffen, wenn wir kategoriſch behaupten „es üſt ganz und 
gar unabweis bar geworden“. 

Zunächſt hat die Geſchichte jene Bedingung der Codification, 
welche wir als die Einheit des Rechtsgebietes unbeſchadet der Be— 
ſonderheiten der einzelnen Theile bezeichneten, in markanter Weiſe 
nicht nur verschärft, ſondern recht eigentlich erſt hingeſtellt. Sodann 
hat der mächtige Ruf, daß im Staate auf allen Gebieten nur nach 
Geſetz und Recht entſchieden und verwaltet werde, — eine jedenfalls be— 
gründete Forderung des ſonſt fo viel mißbrauchten Begriffes des Rechts⸗ 
ſtaates — auch in Oeſterreich zur Schaffung einer Inſtitution ge— 
drängt, welche auch auf dem Gebiete des nicht dem Straf- und Civil⸗ 
richter überwieſenen Rechtes eine ſichere Bürgſchaft der Einheit der 
Rechtsanwendung ſein ſoll, zum Verwaltungsgerichtshofe. 

Bedenken wir, daß die Activirung dieſes Gerichtshofes un- 
mittelbar bevorſteht, fo müfjen wir geſtehen, daß die in Rede ſtehende 
Broſchüre im höchſten Grade zeitgemäß iſt, denn die unbedingte 
Vorausſetzung einer zweckentſprechenden Wirkſamkeit des Verwal- 
tungsgerichtshofes wird die Kenntniß und mithin die Zugänglichkeit 
des geſammten öſterreichiſchen Rechtes ſein. Dieſes iſt aber gegen— 
wärtig eine wüſte Maſſe, in welcher ſich nur Einzelne und nur in 
jenen einzelnen Theilen auskennen, in welchen ſie durch ſahrelanges, 
mühſames Suchen und Arbeiten heimiſch geworden find. Und ſelbſt 
dieſe Detailkenntniſſe Einzelner in einzelnen Partien ſind mehr ein 
moſaikartiges Conglomerat, als daß umfaſſender Um- und Einblick vor- 
handen wäre. 

Aber nicht nur, daß das Recht in erſter Linie ſeinem ganzen 
Umfange und Inhalte nach von den Organen, die deſſen Wächter ſind, 
gekannt fein muß, es fol auch der Wiſſenſchaft zugänglich, es ſoll 
endlich ein Gemeingut Aller ſein. In dieſem weiten Sinne faſſen wir 
den Begriff der Codification auf, in dieſem Sinne muß früher oder 
ſpäter dieſelbe in allen Culturſtaaten in Angriff genommen werden, 
und darum auch begrüßen wir freudig die vorliegende Broſchüre, 
weil fie nicht nur zeigt, wie erleuchtete öſterreichiſche Regenten und 
Staatsmänner den großen Gedanken der Codification des geſammten 
Rechtes bereits vor mehr als 100 Jahren gefaßt und in Angriff 
genommen haben, ſondern auch weil fie es das erſte Mal zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß bringt, daß es der Arbeitskraft eines einzelnen Mannes 


hendlich gelungen iſt, für das, was wegen der enormen Schwierigkeit 
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von Männern in den höchſten und einflußreichſten Stellungen trotz ren, wobei die Bezirkshauptmannſchaft zugleich um Aufhebung ihres 
der größten Htingabe an die Sache nicht erreicht wurde — für die | eigenen Erkenntniſſes erſucht wurde. 

Codification des geſammten öſterreichiſchen Rechtes — Dieſer Conflict wurde von der Statthalkerei dem Oberlandesge— 
eine Grundlage geſchaffen zu haben, durch welche die vollſtändige richte zur Kenntniß gebracht und hiebei die Anſicht ausgeſprochen, 
Ausführung dieſes großen Gedankens der Codification des geſammten daß das Bezirksgericht T., nachdem im vorliegenden Falle erſchwerende 
Rechtes in kürzeſter Zeit geftchert und verbürgt iſt *). Umſtände nicht vorhanden waren und P. von der ihm zur Laſt ge— 

Hier trifft das ſchieche Wort nicht zu, daß Oeſterreich immer legten Uebertretung des Diebſtahlsverſuches freigeſprochen worden, den 
um Eine Idee zurück ſei, hier liegt ein Material vor, aus welchem Act der politiſchen Behörde zur allfälligen Strafamtshandlung wegen 
durch einen Zauberſchlag allen patriotiſchen Herzen zur lebhafteſten Befrie- unbefugten Waffentragens abzutreten gehabt hätte. Demgemäß wurde 
digung ſich der eingehende Bau einer Codification des geſammten Rech- vom Statthalter das Erſuchen geſtellt, das Bezirksgericht T. zur 
tes, als die bewunderungswürdige Ausführung einer großen Idee zu- Vornahme des angeſuchten Strafvollzuges anzuweiſen. 
erſt in allen Culturſtaaten erheben würde. Das Oberlandesgericht hat bei Berathung des Falles mit Zu— 

Kehren wir von unſerem Ideale zu der vorliegenden Broſchüre ſtimmung des Oberſtaatsanwaltes ſich in der Anſchauung vereinigt, 
zurück, fo finden wir, daß die große Idee hier in beſchränkter Weiſe daß das Bezirksgericht T. nachdem deſſen Competenz fi mit der 
aufgefaßt iſt. dem P. zur Laſt gelegten Uebertretung des verſuchten Diebſtahles und 
mit der damit concurrirenden Uebertretung des Waffenpatentes zu be— 
faſſen, im § 40 dieſes Patentes zweifellos begründet war, auch bes 
rechtigt geweſen iſt, über dieſe beiden Uebertretungen ein, ſei es ver— 
urtheilendes oder freiſprechendes Erkenntniß zu ſchöpfen; daß demnach 
das nachträgliche Erkenntniß der Bezirkshauptmannſchaft V., womit 
P. wegen derſelben That, wegen welcher er bereits durch rechtskräftiges 
richterliches Urtheil von der Auflage freigeſprochen wurde, zu einer 
Strafe verurtheilt wird, nicht zu Recht beſtehen könne. Da nun dieſe 

' armeriepoſten in T. hat dem dortigen k. k. Bezirks- beiden widerſprechenden Judicate nebeneinander nicht beſtehen können, hat 
W daß Wahn p. Grubenhüter Nr 12 wir das Oberlandesgericht die Vermittlung des Juſtizminiſteriums angeru⸗ 
werke in R, am 6. Jänner 1875 vom gräflich A. .. ſchen Förſter ee das Erkenntniß der Bezirkshauptmannſchaft V. aufgehoben 
M. beim Wildern betreten worden und daß demſelben von der Gen- werde. u, e , g 
darmerie das Gewehr abgenommen wurde. Das Juſtizminiſterium hat in ſeiner Note vom 20. October 

Bei der hierüber am 22. März 1875 vor dem Bezirksgerichte 1875 an das Ministerium des Innern ſeine Ueberzeuzung dahin aus⸗ 
T. abgehaltenen Hauptverhandlung beſtätigte zwar der Foͤrſter M., daß geſprochen, daß im eee Falle nach dem Wortlaute des erſteu 
er den P. in der Richtung gegen einen Baum, worauf ein Haſel⸗ Abſatzes § 40 des Waffeupatentes vom 24. e das Gericht 
huhn ſaß, habe feuern geſehen und daher annehmen könne, daß P. allein zur Aburtheilung der Uebertretung des Waffeutragens compe⸗ 
auf dieſes Huhn geſchoſſen habe, um es fi anzueignen. Allein, da tent war, und zwar ungeachtet der Freiſprechung des Angeklagten von 
P. behauptete, daß er nur zu feinem perſönlichen Schutze als Wäch⸗ der Uebertretung des Diebftahle, weil das Waffenpatent überhaupt 
ter ein Doppelgewehr beſitze und den zu Weihnachten 1874 mit gehack⸗ die gerichtliche Sompetenz als Regel aufſtellt und die hinſichtlich der 
tem Blei geladenen Lauf am 6. Jänner 1875 hinter ſeiner Wohnung Uebertretungen der SS 36 und 39 anfgeſtellten Ausnahmen hinſicht⸗ 
gegen den Berg nur deßhalb ausgeſchoſſen habe, weil er kein gela⸗ lich der politiſchen Competenz nicht platzgreifen ſollen, e 
denes Gewehr mehr im Haufe haben wollte, hat der ſtaatsauwaltliche ſolche Uebertretung mit einer anderen, den Gerichten zur Entſcheidung 
Functionär mit Rückſicht darauf, daß P. als Wächter berechtigt iſt, zugewieſenen ſtrabaren Handlung im Zuſammenhange ſteht. 
ein Gewehr in feiner Wohnung zu halten, und weil ſeine Vertheidigung . Das Miniſterium des Innern hat ſich 55 vom Juſtizminiſte⸗ 
ſich nicht als unglaubwürdig darftelle, den Antrag auf Beſtrafung zu- rium vertretenen Anſchaunng des eee e l 
rückgezogen, worauf das Bezirksgericht mit Urtheil vom 22. März geſchloſſen und mit dem Erlaſſe 1 1 e ee i 
1875 den Mathias P. von der ihm angeſchuldeten Uebertretung des das erwähnte Straferkenntniß der 0 shauptmannſchaft V. vom 
verſuchten Diebſtahles $$ 8. 171 und 460 St. G., zugleich aber 17. April 1875 als incompetent vou Amtswegen behoben und auch 
auch von der Uebertretung des Waffenpatentes vom 24. October 1852 inſoferne als fehlerhaft bezeichnet, als mit dieſem eu, Mathias 
R. G Bl. Nr. 53 freigeſprochen und demſelben das ihm abgenom— P. außer zu einer Geldſtrafe von 5 fl. event. 24ſtündigem Arreſt, auch 
mene Gewehr zurückgeſtellt hat. noch anſtatt des Verfalles der Waffe zu einer weiteren, im Nichtein⸗ 

Von dieſem Ergebniſſe machte der Gendarmeriepoften der Be- bringungsfalle in 24 ſtündigen Arreſt umzumandelnden Geldstrafe von 
zirkshauptmannſchaft in V. mit dem Bemerken die Anzeige, daß P. 5 fl. verurtheilt „worden iſt, während 1 N = 7 ee 
wenn er ſchon wegen verſuchten Wilddiebſtahles nicht abgeftraft werden Vog. vom 31. Jänner 8 R. G. Bl. ne 1 Feil ne 
konnte, ſich doch deßhalb, weil er von feinem Gewehre außer dem und Nachſicht der Strafe des Verfalles von 2 nee e 
Hauſe Gebrauch gemacht hatte, der Uebertretung des Waffenpatentes Geräthen, mithin auch die Umwandlung dieſer Strafe ausſchließlich 
ſchuldig gemacht haben dürfte. dem Miniſterium des Innern vorbehalten iſt. W. 

Hierüber hat die Bezirkshauptmannſchaft den P. durch das Ge— 
meindeamt vernehmen laſſen, und da er geſtand, nie einen Waffen⸗ 
paß beſeſſen zu haben, ihn mit Erkenntniß vom 17. April 1875 der 
Uebertretung des Waffenpatentes ſchuldig erkannt und deßhalb zu 
einer Geldſtrafe von 5 fl. event. 24ſtündigen Arreſt, und ſtatt des Ver⸗ 
falles der Waffe zu einer weiteren, im Nichteinbringungsfalle in 24- 
ſtundigen Arreſt zu verwandelnden Geldſtrafe von 5 fl. verurtheilt. 

Nachdem das Erkenntniß in Rechtskraft erwachſen war und ſich 
die Geldſtrafe als uneinbringlich erwieſen hatte, erſuchte die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in V. das Bezirksgericht in T. um den Vollzug der 
Arreſtſtrafe. 

Das Bezirksgericht jedoch fand bei dem Umſtande, als P. wegen 
derſelben That mit dem gerichtlichen Urtheile vom 22. März 1875 
freigeſprochen wurde, das bezirkshauptmannſchaftliche Erkenntniß als 
eine Nullität zu bezeichnen und den angeſuchten Strafvollzug zu ſiſti⸗ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Nullitat eines politiſchen Straferkenntniſſes zur Ahndung unbe: 
fugten Waffentragens wegen vorliegenden, dieſelbe Uebertretung 
betreffenden, freiſprechenden gerichtlichen Erkenntniſſes. 
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Zum Schutze der Bahnſtrecken und der auf und neben denſelben 
verkehrenden Perſonen dienende Einplankungen oder Einzäu⸗ 
uungen gehören zu jenen in Verwendung ſtehenden Eiſenbahn⸗ 
anlagen und Vorrichtungen, welche im Sinne der §§ 85 lit. 0 
und 1725 lit. b St. G. B. unter den beſonderen Schutz des Ge: 
ſetzes geſtellt find. Die Ausdehnung der au einer folchen Anlage 
verübten Eigenthumsverletzung iſt für die Qualification der That 
gleichgiltig. 

Dem Wenzel Leiermann fällt zur Laſt, von der längs der 
Prag⸗Neratowitzer Bahn bet Kojetitz errichteten Einfriedung ſieben 
Latten zuſammen im Werthe von 2 fl. 80 kr., entwendet zu haben. 
Deßhalb des im $ 175 J. lit. b St. G. B. vorgeſehenen Dieb- 
ſtahlsverbrecheus angeklagt — wurde er jedoch vom k. k. Landesge— 
richte zu Prag lediglich der Uebertretung des Diebſtahls nach § 460 
St. G. ſchuldig erkannt, wofür die Erwägung entſchied: daß Ein- 
friedungen, als nicht unmittelbar zum Bahnbetriebe gehörig, unter 
die im § 85 lit. c St. G. B. aufgezählten Gegenſtände nicht ein⸗ 
gereiht werden können, und daß ſich nicht ſicherſtellen ließ, es ſei die 
Entwendung der Latten unter beſonders gefährlichen Verhältniſſen erfolgt. 


) Es iſt die in der Exel'ſchen Broſchüre erwähnte großartige Arbeit des Mini⸗ 
ſterialſecretärs im Miniſterium des Innern Emil Mazak v. Ottenburg, 
deren der Herr Referent hiemit gedenkt. 
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In Ausführung des von der k. k. Staatsanwaltſchaft hie⸗ 
gegen angerufenen Nichtigkeitsgrundes des § 281, Abf. 9 
lit. a (beziehungsweiſe Abi. 10) der St. P. O. machte der General⸗ 
advocat vor dem k. k. Caſſationshofe geltend: Der $ 85 lit ce St. 
G. B. umfaſſe feinem klaren Wortlaute nach nicht lediglich die un- 
mittelbar zum Bahnbetriebe gehörigen Gegenſtände, ſondern das ge- 
ſammte Eiſenbahnzugehör, und jedenfalls alle zur Bahn gehörigen 
Anlagen überhaupt. Daß darin auch Einfriedungen inbegriffen ſeien, 
liege in der Natur der Sache und ſcheine ſchon aus Gründen des 
gewöhnlichen Sprachgebrauches nicht zweifelhaft. Sollte es aber eines 
beſonderen Beleges dafür bedürfen, ſo liefere ihn der § 98 der 
kaiſerl. Verordnung vom 16. November 1851, Nr. 1 R. G. B. 
vom Jahre 1852, welcher Einfriedungen ausdrücklich zum Bahnzugehör 
rechnet, und Beſchädigungen derſelben als an der Bahn erfolgte 
Beſchädigungen erklärt. Ein Blick in die Eiſenbahngeſetzgebung laſſe 
zugleich erkennen, daß gerade dieſer Art von Bahnanlagen eine be- 
ſondere — durch die Sicherheit des Bahnverkehrs allerdings auch 
berechtigte — Sorgfalt zugewendet wurde. Es genüge nur zu er⸗ 
innern, daß hievon nach § 2 lit c und 8 41 der bezogenen kaiſerl. 
Verordnung die Bewilligung zur Bahneroffnung abhängig gemacht 
iſt, und daß ſich mit derſelben Angelegenheit auch die Miniſterial⸗ 
verordnungen vom 14. September 1854, Nr. 238 R. G. B. (§ 10 
lit. d) und vom 4. Februar 1871, Nr. 8 R. G. B. (§ 11) befaſſen, 
deren letztere insbeſondere beſtimmt, daß die Normalien für die Bahn⸗ 
einfriedung dem k. k. Handelsminiſterium zur Prüfung und Geneh— 
migung vorzulegen ſeien. Die vom k. k. Landesgerichte aufgeſtellte An⸗ 
forderung einer con creten Gefährlichkeit der That entbehre aber 
nicht minder des geſetzlichen Haltes. Für eine derlei Gefährlichkeit 
habe bereits der Abſatz lit. b des $ 85 St. G. B. vorgeſorgt. Im 
Falle des Abſatzes lit. e trete aber die Criminalität ſchon vermöge 
des Gegenſtandes der Beſchädigunz oder beziehungsweiſe der 
Entwendung ein. 

Der k. k. oberſte Gerichts- als Caſſationshof hat mit Ente 
ſcheidung vom, 11. November 1874, 3. 9248 der Nichtigkeitsbeſchwerde 
der k. k. Stagtsanwaltſchaft ſtattgegeben und mit Behebung 
des Ausſpruches des landesgerichtlichen Urtheiles vom 30. April 1874, 
3. 11.185 zu Recht erkannt: Wenzel Letermann iſt des im § 171 
und § 175 J. b St. G. vorgeſehenen Verbrechens des Diebſtahls 
ſchuldig, und werde deßhalb ſo wie wegen des ihm weiter zur Laſt 
fallenden Verbrechens des Betruges nach §§ 197 und 202 St. G. 
unter Anwendung der §§ 34, 54 und 55 St. G. zur Strafe des 
ſchweren Kerkers von fünf Monaten, verſchärft mit einer Faſte in 
jedem Monate, verurtheilt. 

Gründe: 

Der Gerichtshof erſter Inſtanz hat auf Grund der gehörten 
Zeugenaußfagen als erwieſen angenommen, daß der Angeklagte 
Wenzel Leiermann a) die in ſeinem Beſitze und in feiner Ver⸗ 
wahrung vorgefundenen ſieben Einfriedungs⸗Latten der Prag⸗Nerato⸗ 
witzer Eiſenbahn⸗Verwaltung geſtohlen, und b) daß er ſie aus der 
Eiſenbahn-Einplankung gezogen und enttragen hat, welche längs der 
genannten Strecke zwiſchen den Feldern und namentlich in der Nähe 
der Station Kojetic zu dem Zwecke, um Menſchen und Vieh von 
dem Betreten des Bahngeleiſes abzuhalten, errichtet iſt und aus 
ſenkrecht eingeſchlagenen Pflöcken von 6 Höhe, an welchen in 
horizontaler Lage den entwendeten gleiche Latten (tycky) in der 
Höhe von 2 und 4 Fuß angenagelt find, beſteht. Mit dieſer Annahme, 
die nach § 288 3 St. P. O. auch der Caſſationshof der eigenen 
Entſcheidung zu Grunde legen muß, iſt conſtatirt, daß die eben er⸗ 
wähnte Einplankung oder Einzäunung, weil ſie zum Schutze der 
Bahnſtrecke und der darauf und neben derſelben verkehrenden Perſouen 
zu dienen hat, dann allfällige Störungen im Betriebe und mögliche 
Unglücksfälle verhindern ſoll, mit zu jenen in Verwendung ſtehenden 
Anlagen und Vorrichtungen der Eiſenbahnen gehört, die im Sinne 
der §§ 85 e und 175 J. b St. G. unter den beſonderen Schuß des 
Geſetzes geſtellt ſind. Ob nun von einer ſolchen befriedeten Anlage 
ein größeres oder kleineres Stück entwendet wird, iſt für die Quali⸗ 
fication der That gleichgiltig, weil eine derartige Eigenthumsverletzung 
nach § 175 I. b St. G. B eben wegen der Eigenſchaft des 
geſtohlenen Gutes und nicht aus dem Betrage oder Werthe desſelben 
zum Verbrechen wird und das Geſetz im § 175 I. b St. G. B. 
überhaupt jeden Diebſtahl, welcher an den im § 85 c St. G. vorgeſehenen 
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Anlagen und Vorrichtungen begangen wird, für ein Verbrechen erklärt, ohne 
einen Unterſchied zu machen ob derſelbe an einem mehr oder minder gefähr⸗ 
lichen Orte ſtattgefunden hat, und ob durch den Diebſtahl eine wirkliche 
Störung im Verkehre oder Betriebe der Anſtalt, welche die Anlagen 
errichtete, entſtanden iſt oder nicht. Aber nicht bloß vermöge ihrer natürli— 
chen Beſchaffenheit und des Zweckes, welchem fie dienen ſollen, ſondern 
auch nach den ausdrücklichen Beſtimmungen des Geſetzes müſſen 
derartige Einfriedungen und Schutzwehren, wie die, au welchen 
Wenzel Leiermann den Diebftahl verübte, den im § 85. lit. e und 
IJ. b St. G. B. genannten, den beſonderen Schutz des Geſetzes 
genießenden Anlagen zugezählt werden. Dies ergibt ſich zunächſt aus 
den Beſtimmungen der §§ 2, 3, 41, 75, 76, 97, 98, 99 und 
103 der mit der kaiſ. Verordnung v. 11. November 1851, Nr. 1 
R. G. Bl vom Jahre 1852 kundgemachten Eifenbahn⸗Betriebs⸗ 
ordnung, welche deutlich erkennen laſſen, daß Eiafriedungen wie 
die in Frage ſtehende der Prag-Neratowitzer Eiſenbahnſtrecke zu den 
durch ſtrafrechtliche und politiſch-adminiſtrative Verfügungen geſchützten 
Vorrichtungen der Eiſenbahnen gehören, ein Zugehör der letzteren 
bilden, an allen der öffentlichen Sicherheit und dem ungehinderten 
Verkehre, ſo wie der Sicherheit des Lebens, der Geſundheit oder des 
Körpers gefährlichen Stellen anzubringen und zu erhalten ſind und 
deren Beſchädigungen oder Entwendungen nach dem allgemeinen 
Strafgeſetze geahndet werden ſollen. 

An die vorſtehenden Beſtimmungen anknüpfend, beſtimmt 
weiters die Verordnung des Miniſteriums für Handel und Gewerbe 
vom 14. September 1854, Nr. 238 R. G. Bl., daß, wenn die 
Eiſenbahn über einen öffentlichen Weg, eine Brücke oder einen Damm 
geführt wird, die Eiſenbahn⸗Unternehmung für eine der Sicherheit 
angemeſſene Einfriedung (Abſperrung) zu ſorgen hat, und daß für 
eine ähnliche Einfriedung (Abſperrung) in jedem Falle zu ſorgen 
iſt, wo ſich aus öffentlichen Rückſichten ſonſt eine Abſperrung als 
nothwendig zeigt. In Anbetracht der Wichtigkeit ſolcher Vorkehrungen 
für dieſe Sicherheit und Ordnung hat ſich ferner laut der Weiſung 
des in Folge Ermächtigung Sr. k. k. Apoſt. Majeſtät erlaſſenen 
Handelsminiſtertal⸗Erlaſſes vom 8. März 1856, 3. 613 H. M, 
die Wirkſamkeit der k. k. Generalinſpectionen auch auf die Aufſicht 
und Erhaltung ſolcher Einfriedungen als Zugehör der Eiſenbahnen 
auszudehnen, und mit dem Erlaſſe der k. k. Generaldirection der 
Communicationen vom 8. Juli 1850, 3. 2956, werden ſogar die 
lebenden Einfriedungen unter den Vorkehrungen angeführt, mittelſt 
welcher die Eiſenbahnen vor dem Zutritte der Thiere und Menſchen 
gewahrt und Schneeverwehungen ꝛc. ferne gehalten werden ſollen. 
Durch die Beſtimmungen iſt nun außer Zweifel geſetzt, daß die 
Einfriedung einer Eiſenbahn als ein zum Betriebe des Schienenver— 
kehrs dienender Gegenſtand, als eine dazu gehörige Anlage angeſehen 
und im Falle einer Beſchädigung durch Diebſtahl an dem Thäter 
nach § 175 J lit. b und 85 lit. c St. G. geahndet werden muß. 

Die dem Angeklagten Wenzel Leierman zur Laſt fallende Ent- 
wendung der ſieben Stück Einfriedungslatten vom Prag-Neratowitzer 
Eiſenbahnkörper bildet demnach keineswegs die bloße Uebertretung 
des § 460 St. G., deren er vom Gerichtshofe erſter Inſtanz ſchuldig 
erkannt wurde, ſondern das Verbrechen des Diebſtahls, verübt an 
einer geſetzlich befriedeten Eiſenbahn-Anlage. 


Steuerrückſtände: Im Geſuche um Einverleibung des executiven 

Pfandrechtes für dieſelben iſt der Nachweis der Zuſtellung des 

Zahlungsauftrages an die zahlungspflichtige Partei (M. V. vom 

12. December 1852, Nr. 258 R. G. Bl) nicht zu liefern. Die 

meritoriſche Unzuläſſigkeit der Belaſtung haben die Gerichte nicht 
zu prüfen. (§ 33 / Grdb. Geſ.) 


Das k. k. Hauptſteueramt Hernals in Vertretung des k. k. 
Aerars bat auf Grundlage des ſteuerämtlichen Ausweiſes gegen den 
Centralbauverein in Wien und beziehungsweiſe gegen Wilhelm G. 
als Erſteher und dermaligen Befiger der Realität Nr. 647 in 
Währing um Einverleibung des executiven Pfandrechtes zur Einbrin— 
gung der rückſtändigen Forderung an Steuern im Geſammtbetrage 
von 452 fl. 20 kr. und der zu liquidirenden Executionskoſten auf 
die gegneriſche Realität. ; 

Das Bezirksgericht gab dieſem Geſuche ſtatt. 

Das Oberlandesgericht hat dem gegen dieſen bewilligenden 
Beſcheid von Wilhelm G. ergriffenen Recurſe Folge gegeben und 
unter Abänderung des angefochtenen Beſcheides das Eingangs bezo— 
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gene Geſuch abgewieſen, weil nach der Miniſterialverordnung vom in Häufer führen laſſen kann, welche nicht bezugsberechtigt find, fo 
17. December 1852, Nr. 256 R G. Bl. deu. Geſuche um Ein- verweigere ich mit Recht bis zum Wiederaufbaue der berechtigten 


verleibung des unbedingten Pfandrechtes, nebſt der amtlichen Beſtäti⸗ 
gung, daß der Zahlungsauftrag in Rechtskraft erwachſen iſt und die 
Gebühr im angegebenen Betrage noch aushafte, auch ein Duplicat des 
der zahlungspflichtigen Partei zugeſtellten Zahlungsauftrages mit dem 
Zuſtellungsausweiſe verſehen anzuſchließen iſt, welcher Vorſchrift 
im gegebenen Falle von dem Geſuchſteller nicht entſprochen wor— 
den iſt. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch mit Entſcheidung vom 
13. Juli 1875, 3. 7169 dem dagegen von der k. k. Finanzprocu⸗ 
ratur in Vertretung des k. k. Aerars eingebrachten Reviſtonsrecurſe 
ſtattgegeben und mit Abänderung der in Beſchwerde gezogenen ober- 
landesgerichtlichen Verordnung den Beſcheid des Bezirksgerichtes 
beſtätigt, „weil das Grundbuchsgeſetz vom 25. Juli 1871 im 
Punkte c des § 33 den amtlichen Ausweiſen an Steuerrückſtänden 
die Intabulationsfähigkeit einräumt, weil die vom Obergerichte citirte 
Miniſterialverordnung vom 17. December 1852, Nr. 256 R. G. 
Bl. ſich auf die vom Gebührenbemeſſungsamte bemeſſenen Gebühren 
bezieht und auf den vorliegenden Fall keine Anwendung findet, und 
weil das, was Wilhelm G. in feinem Recurſe in Betreff der Unzu— 
läſſigkeit der Belaſtung mit einer Einkommenſteuer anführt, nicht 
Gegenſtand der Unterſuchung und Entſcheidung der Gerichte iſt“. 

Ger. Ztg. 


Die Ausübung des Rechtes einer Realität auf Bezug von Holz 

und Streu aus einem fremden Walde kann nicht verweigert 

werden, wenn auch die nen der Nealität abgebrannt 
ind ). 


Laut des von der Grundlaſten-Ablöſungs⸗ und Regulirungs⸗ 
Landescommiſſion genehmigten Vergleiches beſitzen in einer 25 Joch 
meſſenden Waldparcelle des Gutes Sch. mehrere Keuſchenrealitäten, 
darunter auch die Schwarzpeter-Keuſche in G. das Servitutsrecht 
auf den Bezug von Klaubholz und Streu und zwar die Schwarz- 
peter= Keufche mit 300 Kubikſchuh Streu. Der Beſitzer des Gutes 
Sch. hat das Klaubholz, wozu auch die Dörrlinge gehören, jährlich 
bis Georgi auszuzeigen und den Tag der Auszeigung den Klaub— 
holzberechtigten mindeſtens eine Woche vorher kundzugeben. Die Be— 
rechtigten haben das Klaubholz und die Doͤrrlinge bis Ende Juni 
des nämlichen Jahres aus dem Walde zu ſchaffen. Die Bodenſtreu 
iſt gleichzeitig mit dem Holze auszuzeigen und zu dieſem Ende 
jedem Berechtigten ein zur Gewinnung der ihm zuerkannten Streu- 
menge genügendes Terrain zuzuweiſen. 

Am 6. Mai 1874 erſchien der Schwarzpeter⸗Keuſchler J. A. 
bei der Bezirkshauptmannſchaft U. und brachte Folgendes an: „Die 
Schwarzpeterkeuſche iſt in dieſem Jahre am 8. Jänner abgebrannt 
und ſeit dieſer Zeit wohne ich in der ebenfalls mir gehörigen Speck— 
bacher⸗Keuſche zu G. — Heute zeigte der Beſitzer des Gutes Sch. 
den mitberechtigten Keuſchlern Klaubholz und Streu aus, mich jedoch 
wies er mit dem Bemerken ab, ſo lange ich die Schwarzpeter— 
Keuſche nicht aufbaue, habe ich kein Recht auf den Bezug von Holz 
und Streu. Ich bitte den Beſitzer des Gutes Sch. zu verhalten, 
daß er mir das der Schwarzpeter-Keuſche zuſtehende Holz und 
Streu auszeige.“ 

Der Beſitzer des Gutes Sch., darüber einvernommen, äußerte 
ſich: J. A. beſitzt außer der Schwarzpeter-Keuſche zu G. noch zwei 
Keuſchen. Erſtere Keuſche iſt nun abgebrannt und ſoll nach dem Ge— 
ſtändniſſe des J. A. nicht wieder aufgebaut werden. Bei den Ser— 
vitutsverhandlungen haben die Sachverſtändigen beſtimmt, daß die 
Schwarzpeter-Keuſche das Streurecht nur für eine Kuh und ein 
Kalb zu erhalten habe J. A. hält jedoch fortwährend 4 bis 5 Stück 
Rinder und eine Menge Schweine und bezieht das ganze Jahr 
hindurch Holz und Streu aus dem pflichtigen Walde. Da nur die 
Schwarzpeter⸗Keuſche das Servitutsrecht beſitzt, dieſelbe aber gegen- 
wärtig nicht mehr beſteht und ich mein Holz und meine Streu nicht 


) In der Manz'ſchen Geſetzesausgabe er cheint bei $ 18 des Forſtgeſetzes folgende 
Anmerkung: Auch die Verwendung des dem Eingeforſteten für ſeinen Hausbe⸗ 
darf angewieſenen Holzes zu einem anderen Zwecke iſt als Forſtfrevel zu ſtrafen. 
(Min.⸗Vdg. vom 4. Juli 1858 3. 4734).“ — Vorliegende Eutſcheidung ent⸗ 
hält eine andere Geſetzesauslegung. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Realität den Bezug von Klaubholz und Streu Sollte J. A. an— 
derer Meinung ſein, ſo mag er ſeine Anſprüche im Rechtswege 
geltend machen 

Der k. k. Bezirkshauptmann fällte hierauf folgende Entſchei— 
dung: Auf Grund des § 18 des Forſtgeſetzes v. 3. December 1852, 
R. G. Bl. Nr. 250 finde ich mich über den oben dargeftellten Streit 
zur Entſcheidung berufen und gebe dieſelbe dahin ab, daß der Be— 
ſitzer des Gutes Sch. verpflichtet ſei, dem J. A. das der Schwarz— 
peter⸗Keuſche gebührende Klaubholz und die Bodenſtreu auszuzei⸗ 
gen. Gründe hiefür ſind, daß im Vergleiche, welcher die Regu— 
lirungsurkunde bildet, das Recht auf Klaubholz und Bodenſtreu 
der Schwarzpeter-Realität ohne Einſchränkung auf beſtimmte Bes 
ſtandtheile dieſer Realität zugeſprochen wurde. Das Abbrennen des 
Hauſes kann daher das Servitutsrecht eben ſo wenig aufheben, als 
eine Vergrößerung des Hauſes das Servitutsrecht vermehrt hätte. 
Der Verbrauch der Servitutsbezüge liegt in einer wirthſchaftlichen 
Maßregel des Eigenthümers der berechtigten Realität, welcher über 
das im Sevitutswege gewonnene Holz und Streu unbeſchränkte 
Eigenthumsrechte genießt und daher mit dieſen Producten nach Be— 
lieben verfügen kann. — Auf die vom Beſitzer des Gutes Sch. vor: 
gebrachte Einwendung, daß der Schwarzpeter-Keuſchler das ganze 
Jahr hindurch Streu aus dem Servitutswalde nach Hauſe liefere und 
fortwährend für ſeinen großen Bedarf mit Holzfuhren beſchäftiget iſt, 
kann keine Rückſicht genommen werden, indem nicht bewieſen iſt, daß 
die Schwarzpeter⸗Keuſche ihre Servitutsrechte im Jahre 1874 ausge⸗ 
übt habe und dem Beſitzer des Gutes Sch. freiſteht, gegen Ueber— 
griffe dieſes Keuſchlers bei der competenten Behörde einzuſchreiten. — 
Gegen dieſe Entſcheidung ſteht die Berufung in der Friſt von 14 Ta⸗ 
gen an die k. k. Landesregierung offen. Dieſelbe wäre bei dieſer Be- 
zirkshauptmannſchaft einzubringen. — Sollte der Beſitzer des Gutes 
Sch. nach Rechtskräftigkeit dieſer Entſcheidung nicht ſogleich ſeiner 
Verpflichtung gegen die Schwarzpeter⸗Keuſche nachkommen, fo würde 
ſich die Bezirkshauptmannſchaft über eine neuerliche Klage dieſes 
Servitutsberechtigten verpflichtet fühlen, nach den Beſtimmungen des 
zweiten Abſatzes § 18 des Forſtgeſetzes vorzugehen. 

Dieſe Entſcheidung wurde aus den in derſelben geltend gemach— 
ten Gründen von der Landesregierung am 10. Juli 1874, Nr. 3874 
und vom Ackerbauminiſterium am 1. October 1874, Nr. 5690 
beſtätigt. Kärnt. Gem. Bl. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den geheimen Rah Alfred Grafen Potocki zum 
Statthalter in Galizien und Lodomer en und dem Großherzogthume Krakau ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten beim Rechnungsdepartement 
der Troppauer Finanzdirection Michael Ritter von Sawieki den Titel und Cha— 
rakter eines Rechnungsrathes mit Nachſicht der Taxen verliehen. j 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe beim Rechnungsdepartenient der 
k. k. Finanz⸗Landesdirection in Prag Ferdinand Schuck taxfrei den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Oberrechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberinſpector der Prager Sicherheitswache Emil 
Scheda tarfrei den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. k. Bergrathe Joſeph Ritter v. Fritſch tarfreı 
den Titel und Charakter eines Oberbergrathes verliehen. 

Der Minifter des Innern hat den Oberingenieur Karl Reiner zum Baurathe, 
die Ingenieure Conſtantin Mora wiecki und Kornel Heinrich zu Oberingenieuren 
und die Bauadjuncten Emerich Skawski, Thomas Skomski und Marian Prze— 
tocki zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Galizien ernannt. 


Erledigungen. 

Sieben Kanzliſtenſtellen im k. k. Finanzminiſterium in Wien in der 
eilften Rangsclaſſe mit 600 fl. Gehalt und 300 fl. Activitätszulage, bis 24. 
December. (Amtsbl. Nr 271.) 

Steueramte⸗Controlorsſtelle in O.-Oe. in der zehnten eventuell eine 
Steueramts-Adjunctenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende December. 
(Amtsbl. Nr. 271.) - 

Der Minifter des Aeußern hat den Concipiſten zweiter Claſſe Anton Felge 
zum Concipiſten erſter Claſſe und den mit Titel und Rang eines Concipiſten be⸗ 
kleideten Conceptsaſpiranten Karl Schrauf zum Concipiſten zweiter Claſſe im k. k. 
Haus⸗, Hof- und Staatsarchive ernannt. 


Im Verlage von Moritz Perles in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe 17, 
iſt erſchienen: 
Moritz v. Kaiſerfeld, Verwaltungs: Gerichtshof und 
Verwaltungsreform. 
Preis 50 kr., franco pr. Kreuzband 55 kr. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


